Textbausteine für eine Petition gegen den Bau der B26n an den Bayerischen Landtag (Die mit * gekennzeichneten Felder müssen ausgefüllt werden)
______________________________________________________________________________
An den
Bayerischen Landtag







Datum: xx.xx.xxxx
Max-Planck-Straße 1
81627 München

Petition an den Bayerischen Landtag

Persönliche Daten zum Absender/Einreicher der Petition
Anrede:
*Name:
*Vorname:
Titel:
*PLZ/Ort:
*Straße, Nr.:
Land:
Telefon:
E-Mail:
Fax:
Wenn Sie diese Petition als Vertreter/in einer anderen Person einreichen, geben Sie bitte nachfolgend auch deren Daten an. Ich gebe diese Petition als Vertreter/in für folgende Person ab:
Anrede:
*Name:
*Vorname:
Titel:
*PLZ/Ort:
*Straße, Nr.:
Land:
Telefon:
E-Mail:

Für Post- oder Faxeinreichung: Ihre Unterschrift unter der Petition ist zwingend erforderlich, da ohne sie eine Petitionsbearbeitung nicht möglich ist.


________________________________________
Ort, Datum, Unterschrift

Bitte senden Sie die Petition unterschrieben per Telefax (089/4126-1768) oder per Post an die oben genannte Adresse. 

Online-Eingabe der Petition: https://www.bayern.landtag.de/webangebot3/views/onlinepetition/petition.xhtml?sCalledURL=https%3A%2F%2Fwww.bayern.landtag.de%2Finfo-service%2Fpetitionen%2Fpetition-online-einreichen%2F
	Sehr geehrte Damen und Herren,

ich wende mich mit der folgenden Petition an den bayerischen Landtag.

Über welche Entscheidung/welche Maßnahme/welchen Sachverhalt wollen Sie sich beschweren? 
Fehlende Alternativenprüfungen zum Bau der B26n, insbesondere 0–Variante mit Ertüchtigung ÖPNV und Reaktivierung Werntalbahnlinie und A7-Ausbau.

Festhalten an veralteten Planungen zur Bundesstraße B26n. In Zeiten völlig geänderter Rahmenbedingungen wäre es wichtig motorisierten Individualverkehr und Schwerlastverkehr zu reduzieren, anstatt durch Straßenneubau zu fördern. 
Nutzung völlig veralteter Planungsgrundlagen, z.B. Verkehrsentwicklungsplan für den Großraum Würzburg aus Juli 1995, Gutachter: Prof. Dr.-Ing. Peter Kirchhoff, Prof. Dr.-Ing. Harald Kurzak.
Fehlende Einbindung der betroffenen Bürger gemäß den BMVI-Richtlinien für eine gute Bürgerbeteiligung.
Was möchten Sie mit Ihrer Bitte/Beschwerde erreichen? 
- ein Moratorium für den Straßenneubau B26n
- sodann eine Prüfung der Notwendigkeit 
- eine Betrachtung von Alternativen
- ein transparentes Verfahren unter Beteiligung der Öffentlichkeit.

Gegen wen, insbesondere welche Behörde/Institution, richtet sich Ihre Beschwerde? 
Bayrisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr und 
Staatliches Straßenbauamt Würzburg als ausführende Behörde und
gegen das Vorgehen verantwortlicher Politiker in der Region.

Wenn Sie in dieser Sache bereits andere Rechtsbehelfe (z.B. Widerspruch, Klage) eingelegt haben, benennen Sie diese bitte: -
	Was ist das Anliegen?

	Bitte geben Sie eine kurze Begründung für Ihre Bitte/Beschwerde ab:
Die Planungen zur B26n, auch Westumgehung von Würzburg genannt, beruhen auf überholten und veralteten Annahmen.
Zur Eindämmung der Flächenversiegelung, zum Klima- und Trinkwasserschutz, sowie für eine Wende im Verkehrssektor sind Investitionen in nachhaltige Verkehrsprojekte notwendig. Die Planungen zur B26n sind mehr als 30 Jahre alt und eine Realisierung der B26n steht im Gegensatz zu den Klimazielen der Bundesregierung und einer Verkehrswende.

Darüber hinaus folgt der Planungsprozess nicht den vom BMVI genannten Grundsätzen für eine Bürgerbeteiligung. (siehe https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/handbuch-buergerbeteiligung.pdf?__blob=publicationFile)

	Begründung
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Der Bau der B26n würde zusätzlichen Verkehrslärm und Abgase von Mehrverkehr in Ortsdurchfahrten bringen, weil mit B26n insbesondere LKW-Verkehr auf die B26n und nachfolgend auf das untergeordnete Straßennetz mit Ortsdurchfahrten verlagert würde, der aktuell die Autobahnen A3 und A7 nutzt. 

Verkehrszunahmen würden sich u.a. um Karlstadt ergeben. Aber auch in Steinfeld, Lohr, Rechtenbach, Laufach, Partenstein, Lohrhaupten und weiteren Orten. Eine Entlastung der sechs Werntalgemeinden wäre zudem auch durch Alternativen möglich, z.B. Tonnage-/Durchfahrts-Beschränkungen, A7-Ausbau zwischen AD Werneck und AK Biebelried, Personenbeförderung auf der vorhandenen Werntalbahnlinie, etc.
	optionaler Textbaustein 
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Schwerlastverkehr, der heute die Autobahn (A3, A7, A66) nutzt, würde auf die B26n bzw. die B276 und, aufgrund der Streckenführung zwischen Karlstadt und der A3, auch auf Abkürzungsrouten mit Ortsdurchfahrten verlagert, und würde die dortige Infrastruktur (z.B. Abwasser-, Wasser-Leitungen) beschädigen. Dies würde zu Folgekosten für die betroffenen Bürger führen. Darüber hinaus würden durch den zunehmenden Schwerlastverkehr in den teilweise engen Ortsdurchfahrten auch Wohnhäuser in Mitleidenschaft gezogen.

Beispiele: Billingshausen, Birkenfeld, Steinfeld, Rechtenbach, Laufach, Frammersbach, Partenstein, etc.
	Optionaler Textbaustein 
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Kosten von mehr als 260 Mio € für die B26n wären eine unnötige Doppelfinanzierung für Verbesserungen, die dem Transitverkehr dienen.

Für den Transitverkehr erfolgt jedoch bereits der 6-streifige Ausbau der A3 für mehrere 100 Mio € und auch der A7-Ausbau. Siehe bereits laufende Erneuerung der Talbrücken der A7 zwischen dem AD Werneck und dem AK Biebelried für mehr als 200 Mio € in sechsstreifiger Ausführung.

Der sechstreifige Ausbau der A3 und A7 in diesem Bereich ist für den Transitverkehr ausreichend und eine zusätzliche Ausweichroute B26n überflüssig. Baukosten in Höhe von mehr als 260 Mio € und jährliche Unterhaltskosten von ca 400.000 € für die B26n unnötig. Das Geld könnte besser in die Instandhaltung und Ertüchtigung bereits bestehender Strecken oder in die Verbesserung der digitalen Infrastruktur investiert werden

Ein Ziel der B26n ist laut offiziellen Angaben die Verbesserung des „Übereckverkehrs“ am Biebelrieder Kreuz“. Dies würde durch die geplante Streckenführung der B26n jedoch nicht erreicht. Der „Übereckverkehr“ lediglich um 20 km nach Westen verlagert.
	Optionaler Textbaustein 
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Als Ortsumfahrungen für 6 Werntalgemeinden wäre die B26n mit Kosten von mehr als 260 Mio € überdimensioniert und überteuert. Einer durchschnittlichen Kfz-Belastung ohne B26n laut Verkehrsuntersuchung aus Mai 2019 von 6.800 bis 2.400 Kfz pro Tag im Werntal, stünden mit B26n 4.600 bis 600 Kfz pro Tag gegenüber. 

Die Entlastung steht in keinem Verhältnis zu den Kosten. Insbesondere weil die B26n neben der Entlastung im Werntal zusätzliche Belastungen in einer Reihe anderer Gemeinden in der Region verursachen würde.
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Der Bau der B26n würde die Zerstörung und Beeinträchtigung von unberührter Natur und seltenen Tier- und Pflanzen-Arten bedeuten, u.a. auch in den Naturschutzgebieten am Saupurzel, am Rehnützberg oder in den Werntalhängen. 
Siehe auch die Ablehnung der B26n bei der Aufnahme in den BVWP durch das Umweltbundesamt und die Vielzahl der festgestellten diesbezüglichen Beeinträchtigungen im Raumordnungsverfahren.
	Optionaler Textbaustein 
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Die B26n würde durch Trinkwassereinzugsgebiete führen und ein Gefahrengut-Unfall potenziell die Trinkwasserversorgung von mehreren Tausend Menschen gefährden. Betroffene Trinkwassereinzugsgebiete wären die Wassereinzugsgebiete bei Heßlar und Zellingen. 
Je nach Trassenführung auch die Zeller Quellen für die Trinkwasserversorgung von Würzburg oder die Trinkwasserversorgungen der Gemeinden Greußenheim oder Himmelstadt.

Siehe auch Ablehnung der B26n durch die Interessengemeinschaft kommunale Trinwasserversorgung in Bayern im Raumordnungsverfahren.

Der Schutz des Trinkwassers wird umso gravierender, da der betroffene Bereich als Hotspot des Klimawandels gilt und die Erschließung ausreichender Trinkwasservorkommen hierdurch bereits erschwert wird.
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Mit der B26n würden mehr als 200 ha wertvolle Fläche versiegelt, die u.a. für die Nahrungsmittelproduktion verloren gingen. Die Versiegelung von Ackerfläche durch die B26n könnte zu Einbußen und Existenzproblemen von betroffenen Landwirten führen und hätte darüber hinaus negativen Einfluss auf die Grundwasserneubildung.
	Optionaler Textbaustein 
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Mit der Zerschneidung von weitgehend unberührten Naturflächen und der Versiegelung von mehr als 200 ha würden Naherholungsgebiete und auch eine Frischluftschneise für die Stadt Würzburg zerschnitten bzw. gestört.
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Die Investition in den Straßenbau B26n würde den Instandhaltungsstau an bestehenden Straßen und Infrastrukturen verstärken, da erhebliche Aufwände für den Bau und ständigen Betrieb der B26n entstehen würden.
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Für den Klimaschutz wäre dringend geboten die Flächenversiegelung zu reduzieren. Die B26n würde jedoch weitere 200 ha Natur versiegeln.

Wenn nicht bei solch fragwürdigen Projekten wie der B26n mit der Eindämmung des Flächenverbrauchs und dem Klimaschutz begonnen wird, wann dann?
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Viele Gemeinden wären durch den Bau der B26n von starken Eingriffen in die Natur betroffen. Einige Gemeinden sogar doppelt, weil fast gleichzeitig die HGÜ-Trasse Suedlink das Gemeindegebiet durchschneiden soll.

Z.B. Hettstadt, Uettingen, Birkenfeld
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Der Bau der B26n wäre kontraproduktiv zu einer dringend notwendigen Verkehrswende mit Verlagerung von Gütertransport auf die Bahn oder auf die vorhandene Wasserstraße Main. 

Investitionen zur Reduktion des motorisierten Individualverkehrs durch Förderung des ÖPNV in der Region Mainfranken (z.B. durch stärkeren Einsatz von Personenzügen auf der vorhandenen Werntalbahnlinie) und eine finanzielle Förderung der Elektromobilität durch den Bau von Ladesäulen wären zukunftsorientierter als der Bau einer zusätzlichen Straße.

Darüber hinaus wäre ein verbesserter ÖPNV ein Beitrag zur Einhaltung der Klimaschutzziele der Bundesrepublik. Der Bau der B26n hingegen würde den motorisierten Individualverkehr weiter verstärken und steht den Klimaschutzzielen entgegen.
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Es erfolgt keine ausreichende Bürgerbeteiligung im Planungsverfahren.
Zum Sachstand (beschlossene Linie und Verkehrsgutachten mit Auswirkungen auf das nachfolgende Straßennetz durch die jeweiligen Bauabschnitte) erfolgte keine Bürgerbeteiligung oder Beteiligung der betroffenen Kommunen.
Insbesondere die Auswirkungen durch den abschnittsweisen Bau in lange auseinander liegenden Zeitabschnitten widersprechen den Vorgaben der landesplanerischen Beurteilung und werden nicht ausreichend mit den betroffenen Kommunen und BürgerInnen besprochen.
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Unterschiedliche Aussagen von verantwortlichen Politikern (Befürwortern der B26n) lassen kein Konzept erkennen. Es kursieren Aussagen vom vollständigen Bau der B26n inkl. dem Zubringer Lohr bis hin zu „lediglich“ Bau des ersten Abschnitts zwischen der A7 und Karlstadt mit Fortführung des dadurch verlagerten Verkehrs von den Autobahnen (u.a. ca 1.400 LKWs) über Lohr und das untergeordnete Straßennetz.
Und dies obwohl es den Vorgaben der landesplanerischen Beurteilung im Raumordnungsverfahren widersprechen würde, in der ein länger andauernder alleiniger Bau eines Teilabschnitts nicht befürwortet wird, weil dadurch das untergeordnete Straßennetz unverhältnismäßig belastet würde.
	Optionaler Textbaustein 
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Eine Entlastung der Stadt Würzburg vom Durchgangsverkehr würde mit der B26n nicht erreicht.


[image: image20.emf]Siehe dazu auch die Fortschreibung des Luftreinhalteplans der Stadt Würzburg aus 2010:

Oder auch anhand von Zahlen aus dem aktuellen Verkehrsgutachten (Juli 2019):
1. Prognose 2035 für die Belastung auf der B19 an Nordgrenze Würzburg: 63.500 / 2.500 Kfz pro Tag
Entlastung durch B26n nach Bauabschnitt 4: max 1000 Kfz pro Tag → ca 1,6%

Prognose 2035 für Belastung auf B27: 53.800 / 3.000 Kfz pro Tag
Entlastung durch B26n (nach BA 4): -1.300 Kfz pro Tag → 2,4 %

Mittlere Entlastung der Stadt Würzburg: < 2 %
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	Durch den Bau der B26n in weit auseinander liegenden Zeitabständen würden Gemeinden mit Mehrverkehr belastet und zusätzlicher Straßenbau zur teilweisen Abmilderung des Mehrverkehrs nötig.
So würde beispielsweise der Ausbau der unfallträchtigen Staatsstraße 2435 oder ein Straßenneubau (MSP-Spange-neu) und damit einhergehend weitere Straßenfinanzierung, Umweltzerstörung und Flächenversiegelung notwendig.  
	Optionaler Textbaustein 
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	Bereich für zusätzlichen individuellen Text


Bayer. Petitionsrecht: https://www.bayern.landtag.de/info-service/petitionen/
Link zur Onlineeingabe: https://www.bayern.landtag.de/info-service/petitionen/petition-online-einreichen/
rvice/petitionen/petition-online-einreichen/

Link zum Formular für Postversand

https://www.bayern.landtag.de/fileadmin/scripts/get_file/Petition_Neu_11042011.pdf
Umweltinformationsgesetz: Anspruch auf Einsicht in Unterlagen

http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayUIG/true

Petitionen

"Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich schriftlich mit Bitten und Beschwerden an die zuständigen Behörden oder an den Landtag zu wenden" 
(Artikel 115 Absatz 1 Bayerische Verfassung). 



Ihr Grundrecht auf Eingaben und Beschwerden: Was ist das eigentlich? 
In der Bayerischen Verfassung (BV) von 1946 ist das Grundrecht auf Eingaben und Beschwerden (Petitionsrecht) verankert. Der oben zitierte Absatz der BV gibt die große Reichweite des Petitionsrechts aber nur zum Teil wieder. Weitere Auskunft gibt das Petitionsgesetz aus dem Jahr 1993 (»Gesetz über die Behandlung von Eingaben und Beschwerden an den Bayerischen Landtag nach Art. 115 der Verfassung – Bayerisches Petitionsgesetz«), das seitdem mehrmals fortentwickelt wurde. Es regelt z. B. ausdrücklich, dass das Recht auf Eingaben und Beschwerden auch für Menschen gilt, die nicht im Freistaat wohnen, und Deutschen ebenso wie Menschen ausländischer Herkunft zusteht. Es steht Erwachsenen wie Minderjährigen offen, eine Eingabe an den Bayerischen Landtag zu richten. Auch Inhaftierten, Geschäftsunfähigen und unter Pflegschaft oder Betreuung stehenden Menschen sowie bestimmten juristischen Personen wird die Chance einer Beschwerde beim Parlament eingeräumt.

Das bayerische Petitionsrecht ist noch in anderer Weise »großzügig«: Es erlaubt beispielsweise, dass Beschwerden auch für andere Menschen eingereicht werden, etwa für behinderte oder pflegebedürftige Menschen oder im Interesse anderer Personen, für die sich der Petent/die Petentin einsetzen möchte. Und – natürlich – ist das Verfahren für Sie kostenfrei.

Schließlich ist das Grundrecht auf Eingaben und Beschwerden nicht an eine Einzelperson gebunden. Immer wieder kommt es vor, dass Bürgerinnen und Bürger gemeinsam Eingaben an den Bayerischen Landtag richten. Bisweilen finden sogar regelrechte Sammel- oder Massenpetitionen den Weg ins Parlament. Auch dies lassen Verfassung und Petitionsgesetz ausdrücklich zu.

So stehen hinter jährlich ca. 2 400 Eingaben und Beschwerden tatsächlich die Anliegen Zehntausender von Bürgerinnen und Bürgern. Sie sehen daran: Über das Petitionsrecht können Sie sich unmittelbar an Ihre Vertreter, die Abgeordneten, wenden. Egal, ob Sie sich über eine aus Ihrer Sicht zu Unrecht ergangene Verwaltungsentscheidung beschweren oder einen Vorschlag zur Änderung bestimmter Gesetze machen wollen. Umgekehrt können die Abgeordneten mithilfe der eingehenden Beschwerden erfahren, wie die von ihnen beschlossenen Gesetze in der Praxis wirken. Und sie können ihre Kontrollaufgabe gegenüber Regierung und Verwaltung in sehr konkreter Weise ausüben.



Das müssen Sie beachten: 

Prüfen Sie zunächst, ob der Bayerische Landtag für Ihr Anliegen zuständig ist! Das bayerische Parlament behandelt alle Eingaben und Beschwerden, die bayerische Gesetze und Behörden betreffen. Aber auch Petitionen, die sich gegen Körperschaften des öffentlichen Rechts (z. B. Gemeinden, Universitäten) richten, unterliegen der Prüfung durch den Landtag, soweit die staatliche Aufsicht über diese Körperschaften reicht. Sogar wenn sich Petitionen auf die Bundesgesetzgebung beziehen, sind sie zulässig. 

Sie sehen: Entscheidend ist die Frage, ob der bayerische Gesetzgeber oder die bayerische Verwaltung für den Gegenstand der Petition verantwortlich ist bzw. die Staatsregierung darauf Einfluss nehmen kann. Umgekehrt ist der Bayerische Landtag nicht Ihr Ansprechpartner für Beschwerden, wenn sich Ihre Eingabe beispielsweise gegen Behörden anderer Bundesländer oder des Bundes richtet. In solchen Fällen wenden Sie sich bitte an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags (Postanschrift: Deutscher Bundestag, Petitionsausschuss, Platz der Republik 1, 11011 Berlin; E-Mail: vorzimmer.peta(at)bundestag.de) oder des jeweiligen Bundeslandes. 

Beachten Sie, dass Petitionen, die rechtskräftig abgeschlossene Gerichtsverfahren betreffen, grundsätzlich nicht zulässig sind. Der Grund dafür ist: Die Bayerische Verfassung und das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland garantieren die Unabhängigkeit der Rechtsprechung. Gerichtsurteile und -beschlüsse können Sie nur auf dem Wege der dafür vorgesehenen Rechtsmittelverfahren prüfen lassen. 

Wenn Sie Zweifel haben, ob Ihre Angelegenheit im Wege einer Eingabe an den Landtag geprüft werden kann, können Sie telefonisch in der Zentralstelle für Petitionen des Landtagsamtes unter Telefonnummer (089) 41 26 22 27 nachfragen.

Was geschieht mit Ihrer Petition im Parlament? 

Das Landtagsamt weist Ihre Eingabe dem Ausschuss für Eingaben und Beschwerden oder – je nach sachlicher Zuständigkeit – einem der anderen Fachausschüsse des Parlaments zu. mehr

Wie kann der zuständige Ausschuss entscheiden? 
Bei der Behandlung Ihrer Eingabe wird der Ausschuss zunächst grundsätzlich prüfen, wie er sich zur angeforderten Stellungnahme der Staatsregierung verhält. mehr 

Sie möchten mehr über das Petitionsverfahren wissen? 

In der Mitte und am Ende jeder Wahlperiode wird im Parlament Bilanz gezogen:
Dann gibt die Vorsitzende des Ausschusses für Eingaben und Beschwerden der Vollversammlung des Bayerischen Landtags einen Bericht 

 HYPERLINK "http://docreader.readspeaker.com/docreader/?cid=bskto&lang=de_de&url=https%3A%2F%2Fwww.bayern.landtag.de%2F%2Ffileadmin%2FInternet_Dokumente%2FSonstiges_P%2FMuendlicher_Bericht_Petitionswesen_17._WP.pdf" \n _blank
(Dokument vorlesen)über die Behandlung von Petitionen in den verschiedenen Ausschüssen. Dazu gehört eine Übersicht

 HYPERLINK "http://docreader.readspeaker.com/docreader/?cid=bskto&lang=de_de&url=https%3A%2F%2Fwww.bayern.landtag.de%2F%2Ffileadmin%2FInternet_Dokumente%2FSonstiges_P%2FPetitionsbericht.pdf" \n _blank
(Dokument vorlesen) über die Themenfelder der Eingaben und Beschwerden sowie eine Darstellung, wie die Petitionen erledigt wurden 
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Der Mittelkorridor der B 26n verkniipft die A 7 und die A 3 iiber das Autobahndreieck
Schweinfurt/Werneck mit der Anschlussstelle Helmstadt. Angenommen wird auch hier eine
autobahnahnliche Ausbauqualitat mit 2-streifigen Richtungsfahrbahnen.

Der Entlastungsefek fiir die innerstadtischen Straienziige und folgiich die Reduzierung der
Immissionsbelastung ist auch hier gegeben, wenn auch geringer als bei der stadtnahen
Westumgehung. Bei dieser Lésung wiirde das grofiréumige Straennetz in hohem Mafte
profitieren.

Bei der stadtfernen Westumgehung hitte aber im Gegensatz zur stadinahen Umgehung die
Kombination mit dem Lkw-Durchfahrtsverbot einen verstérkenden Effekt. Mit der stadtnahen
Umgehung wiirde bereits der tiberwiegende Teil des Durchgangsverkehrs aus dem Stadtge-
biet heraus verlagert werden, was bei der stadtfernen Umgehung nicht mehr der Fall ist. Hier
unterbindet das Durchfahrisverbot den Abkiirzungsverkehr.

Die stadtferne Umgehung kinnte ca. 5.000 Lkw/24 h aufnehmen. Der Lkw-Verkehr auf der
B 19 wiirde um 100 - 700 Lkw/24 h abnehmen. Auf der Hochberger Str.Warthstr. wiirde der
Lkw-Verkehr trotz Durchfahrtsverbot um ca. 200 - 300 Lkw/24 h ansteigen. Dies ist daher
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